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Politik drängt auf Verlängerung
der Schulsozialarbeiter-Verträge
VON MONIKA KLEIN

LEVERKUSEN Ende des Jahres laufen
die befristeren Arbeitsverträge für
13 Schulsozialarbeiter aus, die aus
dem Bildungs- rrnd Teilhabepaket
finanziert werden. Aber die Schulen
brauchen sie weiterhin dringend.
Hauptsächlich beraten die Sozialar-
beiter Schüler und Eltern bei der In-
anspruchnahme von Leistungen
aus dem Bildungs- und Teilhabepa-
ket und helfen bei der Antragstel-
lung. Darüber hinaus fungieren sie
als Lotseu und vermitteln bei Bedarf
geeignete.qngebote der stadtweiten
Hilfesysteme. Arbeitsschwerpunkt
ist neben der Einzelfallberatung
Hilfe beim Übergang Schule/Berui

Aui diese Hilfe sind die Schulen
auch in Zukurft angewieseu, jeden-
falls könnten die Aufgaben nicht
durch Lehrer abgefangerr werden.
Das hat die Ratsmehrheir Iamaika
Plus (CDU, BüDdnis 90/Die crüncD,
FDP und Die UnabhäDgigen) in ce-
sprächen rnit den Schulleitungen
erfahren und deswegen im Kinder-
und Jugendhilfeausschuss einen
Appell an die Verwaltung formu-
liert. Die soll nun Kontakt mit der

Landesregierung aufnehrnen und
auf eine gemeinsame Lösung drän-
gen, die Schulsozialarbeiter weiter
zu beschäftigen. Fiir die 13 Stellen
sind das Kosten von 950 000lluro im
Iahr. die von der Stadt Leverkusei
als ,,freiwillige Leistung" nicht selbsr
bezahlt werden können.

Bei der Beratung ilt) Schulaus-
schuss ging man sogar noch weiter.

,,Die Städt muss auch
mitdemBundestagüber

die Weiterbeschäfti.
gung der Schulsozialar.

beiter verhandeln"
Emst KaLhler. SPD

Die l3 Schulsozialarbeiter seien so-
gar zu wenig, war man sich durch
alle Fraktionen einig.

Ratsherr Bernhard Marewski
(CDU) Iührte als Beispiel die Berufs-
schulen an der Bismarckstraße an,
die für insgesamt 3500 Schüler eine
einzige Sozialarbeiterin hätten.
Dort wünsche man sich zusätzlich
einen Mann, der gegenüber be-
stimmten Schülern ganz anders

aufteten könne. Die Verwaltung
müsse nichl nurmit dem Land, son-
dern auch mit Bundesrat und Bun-
destag über die Weiterbeschäfti-
gunB der 13 Schulsozialarbeiter ver-
handeln, verlangte Ernst Küchler
(SPD), was der Ausschuss anschlie-
ßend einstimmig beschloss. Und
das miisse bald geschehen. Da dürfe
man nicht bis Herbst warten. so Ma-
rewski, sonst hätten sich die Sozial-
arbeiter schon neu orientiert und
woanders Verträge unterschrieben.

Mit der Umsetzungvon Inklusion
kämen noch weitere Aufgaben auf
die Schulen zu, die von deo Lehrern
nicht geleistet werden könnten, füg-
te Helmut Ring an. Der Leiter der
Rat-Deycks-Schule vertritt die
Schulen als beratendes Mitglied im
Kinder- und Iugendhilfe-Ausschuss.
Seiner Meinung nach wäre das ei-
gentlich eine schulische Aufgabe
und damit Sache des Landes und
nicht der Kommune.

Angeblich sollten für Inklusion ja
neue Lehrer eingestellt werden.
,,Aber woher die kommen sollen,
wissen wir nicht", sagt Ring. ,,Bei
Sonderschullehrern ist alles abge-
grast."


